
 
Entwässerungssatzung der Stadt Lü-

dinghausen vom 18.12.2009 31.07.2010 
Präambel Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
1994, S. 666) in der derzeit geltenden 
Fassung sowie der §§ 51 ff. des Was-
sergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. Juni 1995 (GV NRW 
1995, S. 926) in der derzeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Stadt Lüding-
hausen am 17.12.2009 folgende Sat-
zung beschlossen: 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der 
Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW 1994, S. 
666), zuletzt geändert durch Art. 4 
des Gesetzes vom 17. Dezember 
2009 (GV. NR. 2009, S. 950), des 
Wasserhaushaltsgesetzes des 
Bundes (WHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.) so-
wie der §§ 51 ff. des Wassergeset-
zes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 
(GV NRW 1995, S. 926), zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Geset-
zes vom 16. März 2010 (GV NRW 
2010, S. 185 ff.), hat der Rat der 
Stadt Lüdinghausen am                
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Allgemeines 4. die Errichtung und der Betrieb sowie 
die Erweiterung oder die Anpassung der 
für die Abwasserbeseitigung nach den 
Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen 
an die Anforderungen des § 18 b Was-
serhaushaltsgesetzes und des § 57 
LWG NRW, 
 
5. das Einsammeln und Abfahren des in 
Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 
und dessen Aufbereitung für eine ord-
nungsgemäße Verwertung oder Beseiti-
gung; hierfür gilt die gesonderte Satzung 
der Stadt Lüdinghausen über die Ent-
sorgung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen vom 22.06.2006 in der 
derzeit geltenden Fassung. 
 

4. die Errichtung und der Betrieb 
sowie die Erweiterung oder die An-
passung der für die Abwasserbesei-
tigung nach den Nummern 2 und 3 
notwendigen Anlagen an die Anfor-
derungen des §§ 54 ff. WHG und 
des § 57 LWG NRW, 
 
5. das Einsammeln und Abfahren 
des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms und dessen Aufbereitung 
für eine ordnungsgemäße Verwer-
tung oder Beseitigung (§ 54 Abs. 2 
Satz 2 WHG); hierfür gilt die geson-
derte Satzung der Stadt Lüdinghau-
sen über die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlagen, abflusslose 
Gruben) vom          in der derzeit 
geltenden Fassung. 
 

§ 2 Begriffsbe-
stimmungen 

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
1. Abwasser:  
Abwasser ist Schmutzwasser und Nie-
derschlagswasser im Sinne des § 51 
Abs. 1 LWG NRW. 
 
2. Schmutzwasser: 
Schmutzwasser ist das durch häusli-
chen, gewerblichen, landwirtschaftlichen 
oder sonstigen Gebrauch in seinen Ei-

Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
1. Abwasser:  
Abwasser ist Schmutzwasser und 
Niederschlagswasser im Sinne des § 
54 Abs. 1 WHG. 
 
2. Schmutzwasser: 
Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häusli-
chen, gewerblichen, landwirtschaftli-



genschaften veränderte und das bei 
Trockenwetter damit zusammen abflie-
ßende Wasser. Als Schmutzwasser gel-
ten auch die aus Anlagen zum Behan-
deln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssig-
keiten. 
 
3. Niederschlagswasser: 
Niederschlagswasser ist das von Nie-
derschlägen aus dem Bereich von be-
bauten oder befestigten Flächen abflie-
ßende und gesammelte Wasser. 
 
4. Mischsystem: 
Im Mischsystem werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser gemeinsam ge-
sammelt und fortgeleitet. 
 
5. Trennsystem: 
Im Trennsystem werden Schmutz- und 
Niederschlagswasser getrennt gesam-
melt und fortgeleitet. 
 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 
a) Zur öffentlichen Abwasseranlage ge-
hören alle von der Stadt selbst oder in 
ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die 
dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln 
und Einleiten von Abwasser sowie der 
Verwertung oder Beseitigung der bei der 
städtischen Abwasserbeseitigung anfal-
lenden Rückstände dienen. 
 
b) Zur öffentlichen Abwasseranlage ge-
hören ferner die Grundstücksanschluss-
leitungen, nicht aber die Hausan-
schlussleitungen. 

 
c) In den Gebieten, in denen die Abwas-
serbeseitigung durch ein Druckentwäs-
serungsnetz erfolgt und sich Teile eines 
solchen Netzes auf den Privatgrundstü-
cken befinden, gehören die Hausan-
schlussleitungen einschließlich der 
Druckstationen nicht zur öffentlichen 
Abwasseranlage. 
 
d) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage 
im Sinne dieser Satzung zählt die Ent-
sorgung von Kleinkläranlagen und ab-
flusslosen Gruben, die in der Satzung 
der Stadt Lüdinghausen über die Ent-
sorgung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen vom 22.06.2006 geregelt 
ist.  

chen oder sonstigen Gebrauch in 
seinen Eigenschaften veränderte 
und das bei Trockenwetter damit 
zusammen abfließende Wasser. Als 
Schmutzwasser gelten nach § 54 
Abs. 1 Satz 2 WHG auch die aus 
Anlagen zum Behandeln, Lagern 
und Ablagern von Abfällen austre-
tenden und gesammelten Flüssigkei-
ten. 
 
3. Niederschlagswasser: 
Niederschlagswasser ist nach § 54 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von 
Niederschlägen aus dem Bereich 
von bebauten oder befestigten Flä-
chen abfließende und gesammelte 
Wasser. 
 
4. Mischsystem: 
Im Mischsystem werden Schmutz- 
und Niederschlagswasser gemein-
sam gesammelt und fortgeleitet. 
 
5. Trennsystem: 
Im Trennsystem werden Schmutz- 
und Niederschlagswasser getrennt 
gesammelt und fortgeleitet. 
 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 
a) Zur öffentlichen Abwasseranlage 
gehören alle von der Stadt selbst 
oder in ihrem Auftrag betriebenen 
Anlagen, die dem Sammeln, Fortlei-
ten, Behandeln und Einleiten von 
Abwasser sowie der Verwertung 
oder Beseitigung der bei der städti-
schen Abwasserbeseitigung anfal-
lenden Rückstände dienen. 
 
b) Zur öffentlichen Abwasseranlage 
gehören ferner die Grundstücksan-
schlussleitungen, nicht aber die 
Hausanschlussleitungen. 

 
c) In den Gebieten, in denen die Ab-
wasserbeseitigung durch ein Druck-
entwässerungsnetz erfolgt und sich 
Teile eines solchen Netzes auf den 
Privatgrundstücken befinden, gehö-
ren die Hausanschlussleitungen ein-
schließlich der Druckstationen nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage. 
 
d) Nicht zur öffentlichen Abwas-
seranlage im Sinne dieser Sat-



 
7. Anschlussleitungen: 
Unter Anschlussleitungen im Sinne die-
ser Satzung werden Grundstücksan-
schlussleitungen und Hausanschlusslei-
tungen verstanden.  
 
a) Grundstücksanschlussleitungen sind 
die Leitungen von der öffentlichen Ab-
wasseranlage bis zur Grenze des jeweils 
anzuschließenden Grundstücks. 
 
b) Hausanschlussleitungen sind Leitun-
gen von der privaten Grundstücksgrenze 
bis zu dem Gebäude auf dem Grund-
stück, in dem Abwasser anfällt. Zu den 
Hausanschlussleitungen gehören auch 
Leitungen unter der Bodenplatte des 
Gebäudes auf dem Grundstück, in dem 
Abwasser anfällt sowie Schächte und 
Inspektionsöffnungen. Bei Druckentwäs-
serungsnetzen ist die Druckstation (in-
klusive Druckpumpe) auf dem privaten 
Grundstück Bestandteil der Hausan-
schlussleitung. 
 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: 
Haustechnische Abwasseranlagen sind 
die Einrichtungen innerhalb und an zu 
entwässernden Gebäuden, die der 
Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, 
Rückhaltung und Ableitung des Abwas-
sers auf dem Grundstück dienen (z. B. 
Abwasserrohre im Gebäude, Dachrin-
nen, Hebeanlage). Sie gehören nicht zur 
öffentlichen Abwasseranlage. 
 
9. Druckentwässerungsnetz: 
Druckentwässerungsnetze sind zusam-
menhängende Leitungsnetze, in denen 
der Transport von Abwasser einer Mehr-
zahl von Grundstücken durch von Pum-
pen erzeugten Druck erfolgt. Die Druck-
pumpen und Pumpenschächte sind re-
gelmäßig technisch notwendige Be-
standteile des jeweiligen Gesamtnetzes, 
sie sind jedoch Bestandteil der Hausan-
schlussleitung, die nicht zur öffentlichen 
Abwasseranlage gehört.  
 
10. Abscheider: 
Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- 
und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stär-
keabscheider und ähnliche Vorrichtun-
gen, die das Eindringen schädlicher 
Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage 

zung gehören Kleinkläranlagen 
und abflusslose Gruben, die in der 
Satzung der Stadt Lüdinghausen 
über die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen 
vom         geregelt ist.  
 
7. Anschlussleitungen: 
Unter Anschlussleitungen im Sinne 
dieser Satzung werden Grund-
stücksanschlussleitungen und Haus-
anschlussleitungen verstanden.  
 
a) Grundstücksanschlussleitungen 
sind die Leitungen von der öffentli-
chen Sammelleitung bis zur Grenze 
des jeweils anzuschließenden 
Grundstücks. 
 
b) Hausanschlussleitungen sind Lei-
tungen von der privaten Grund-
stücksgrenze bis zu dem Gebäude 
auf dem Grundstück, in dem Abwas-
ser anfällt. Zu den Hausanschlusslei-
tungen gehören auch Leitungen un-
ter der Bodenplatte des Gebäudes 
auf dem Grundstück, in dem Abwas-
ser anfällt sowie Schächte und In-
spektionsöffnungen. Bei Druckent-
wässerungsnetzen ist die Drucksta-
tion (inklusive Druckpumpe) auf dem 
privaten Grundstück Bestandteil der 
Hausanschlussleitung. 
 
8. Haustechnische Abwasseranla-
gen: 
Haustechnische Abwasseranlagen 
sind die Einrichtungen innerhalb und 
an zu entwässernden Gebäuden, die 
der Sammlung, Vorbehandlung, Prü-
fung, Rückhaltung und Ableitung des 
Abwassers auf dem Grundstück die-
nen (z. B. Abwasserrohre im Gebäu-
de, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie 
gehören nicht zur öffentlichen Ab-
wasseranlage. 
 
9. Druckentwässerungsnetz: 
Druckentwässerungsnetze sind zu-
sammenhängende Leitungsnetze, in 
denen der Transport von Abwasser 
einer Mehrzahl von Grundstücken 
durch von Pumpen erzeugten Druck 
erfolgt. Die Druckpumpen und Pum-
penschächte sind regelmäßig tech-
nisch notwendige Bestandteile des 



durch Abscheiden aus dem Abwasser 
verhindern.  
 
11. Anschlussnehmer: 
Anschlussnehmer ist der Eigentümer 
eines Grundstücks, das an die öffentli-
che Abwasseranlage angeschlossen ist. 
§ 20 Abs. 1 gilt entsprechend. 
 
12. Indirekteinleiter: 
Indirekteinleiter ist derjenige, der Ab-
wasser in die öffentliche Abwasseranla-
ge einleitet oder sonst hineingelangen 
lässt. 
 
13. Grundstück: 
Grundstück ist unabhängig von der Ein-
tragung im Grundbuch jeder zusammen-
hängende Grundbesitz, der eine selb-
ständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
Befinden sich auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen, so kann die 
Stadt für jede dieser Anlagen die An-
wendung der für Grundstücke maßgebli-
chen Vorschriften dieser Satzung ver-
langen.  
 

jeweiligen Gesamtnetzes, sie sind 
jedoch Bestandteil der Hausan-
schlussleitung, die nicht zur öffentli-
chen Abwasseranlage gehört.  
 
10. Abscheider: 
Abscheider sind Fettabscheider, 
Leicht- und Schwerflüssigkeitsab-
scheider, Stärkeabscheider und ähn-
liche Vorrichtungen, die das Eindrin-
gen schädlicher Stoffe in die öffentli-
che Abwasseranlage durch Abschei-
den aus dem Abwasser verhindern.  
 
11. Anschlussnehmer: 
Anschlussnehmer ist der Eigentümer 
eines Grundstücks, das an die öf-
fentliche Abwasseranlage ange-
schlossen ist. § 20 Abs. 1 gilt ent-
sprechend. 
 
12. Indirekteinleiter: 
Indirekteinleiter ist derjenige An-
schlussnehmer, der Abwasser in 
die öffentliche Abwasseranlage ein-
leitet oder sonst hineingelangen lässt 
(vgl. § 58 WHG). 
 
13. Grundstück: 
Grundstück ist unabhängig von der 
Eintragung im Grundbuch jeder zu-
sammenhängende Grundbesitz, der 
eine selbständige wirtschaftliche 
Einheit bildet. Befinden sich auf ei-
nem Grundstück mehrere bauliche 
Anlagen, so kann die Stadt für jede 
dieser Anlagen die Anwendung der 
für Grundstücke maßgeblichen Vor-
schriften dieser Satzung verlangen.  
 

§ 13 Ausführung 
von Anschluss-

leitungen (3) Der Grundstückseigentümer hat sich 
gegen Rückstau von Abwasser aus dem 
öffentlichen Kanal zu schützen. Hierzu 
hat er Ablaufstellen unterhalb der Rück-
stauebene durch funktionstüchtige 
Rückstausicherungen gemäß den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik 
einzubauen. Die Rückstausicherung 
muss jederzeit zugänglich sein.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat 
sich gegen Rückstau von Abwasser 
aus dem öffentlichen Kanal zu 
schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen 
unterhalb der Rückstauebene (in der 
Regel die Straßenoberkante) durch 
funktionstüchtige Rückstausicherun-
gen gemäß den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik einzubauen. 
Die Rückstausicherung muss jeder-
zeit zugänglich sein. 

§ 16 Indirektein-
leitungen 

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des 
Absatzes 1 sind der Stadt mit dem An-
trag nach § 14 Absatz 1 die abwasserer-
zeugenden Betriebsvorgänge zu benen-
nen. Bei bestehenden Anschlüssen hat 

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne 
des Absatzes 1 sind der Stadt mit 
dem Antrag nach § 14 Absatz 1 die 
abwassererzeugenden Betriebsvor-
gänge zu benennen. Bei bestehen-



dies innerhalb von drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Satzung zu gesche-
hen. Auf Verlangen hat der Indirekteinlei-
ter der Stadt Auskunft über die Zusam-
mensetzung des Abwassers, den Ab-
wasseranfall und die Vorbehandlung des 
Abwassers zu erteilen. Soweit es sich 
um genehmigungspflichtige Indirektein-
leitungen im Sinne des § 59 LWG NRW 
handelt, genügt in der Regel die Vorlage 
des Genehmigungsbescheides der zu-
ständigen Wasserbehörde.  

den Anschlüssen hat dies innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Satzung zu geschehen. Auf 
Verlangen hat der Indirekteinleiter 
der Stadt Auskunft über die Zusam-
mensetzung des Abwassers, den 
Abwasseranfall und die Vorbehand-
lung des Abwassers zu erteilen. So-
weit es sich um genehmigungspflich-
tige Indirekteinleitungen im Sinne 
des § 58 WHG und § 59 LWG NRW 
handelt, genügt in der Regel die Vor-
lage des Genehmigungsbescheides 
der zuständigen Wasserbehörde.  

§ 21 Ordnungs-
widrigkeiten 

8. §§ 12 Abs. 4, 13 Abs. 4 
die Prüfschächte oder Pumpenschächte 
nicht frei zugänglich hält.  
 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach den Ab-
sätzen 1 und 2 werden mit einer Geld-
buße bis zu 50.000,00 € geahndet.  

8. §§ 12 Abs. 4, 13 Abs. 4 
die Pumpenschächte, Inspekti-
onsöffnungen oder Einsteige-
schächte nicht frei zugänglich hält.  
 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach den 
Absätzen 1 und 2 können mit einer 
Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahn-
det werden.  

 


